Die Ergebnisse

der Bundestagswahl

sind trotz des Sieges der Union
eine Warnung

Am 27. September 2009 haben die Wahle-
rinnen und Wéhler einen klaren Regie-
rungsauftrag erteilt. CDU/CSU und FDP
sollen Deutschland aus der Krise fiihren.
In schwieriger Zeit vertrauen die Biirge-
rinnen und Biirger vor allem CDU und
CSU, die Herausforderungen Beschifti-
gung, Aufschwung und Schuldenbegren-
zung zu l6sen. Fast hitte man es in den
Tagen vor der Wahl nicht mehr zu glau-
ben gewagt: Das biirgerliche Lager kann
noch gesamtdeutsche Wahlen gewinnen.
Das ist gerade in Zeiten einer weltum-
spannenden Wirtschaftskrise ein ermuti-
gendes Zeichen. Es eréffnet die Méglich-
keit, unter Beweis zu stellen, dass Politik
ohne sozialdemokratische Behinderung
erfolgreich fiir Deutschland sein kann.

Die neue Bundesregierung und die sie
tragenden Fraktionen stehen vor gewalti-
gen Aufgaben. Die Erwartungen der Biir-
gerinnen und Biirger sind hoch. Die Krise
ist keineswegs zu Ende. Es gilt, den Auf-
schwung zu stdrken und die Staatsfinan-
zen wieder in Ordnung zu bringen. Die
Koalitionsvereinbarung wird hierzu eine
gute Grundlage sein. Es muss CDU und
CSU nicht schaden, wenn dabei auch
Unterschiede zur FDP klar werden, vor
allem wenn es um soziale Anliegen geht.
CDU und CSU haben sich in der Vergan-
genheit auch immer als Anwalt der Sor-
gen und Note der ,kleinen Leute” ver-
standen. Darauf wird es in den kommen-
den vier Jahren ankommen.

Gleichzeitig werden drei Oppositions-
parteien sich fast tiglich gegenseitig tiber-
bieten, wer der bijrgerlichen Regierung
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die noch grofere soziale Kélte vorwer-
fen kann. Das werden 48 Monate harter
Auseinandersetzung. Es geht vor allem
um glaubwiirdige Politik und Vertrauen.
Verloren gegangenes Vertrauen ldsst sich
nur sehr schwer und nur schrittweise
durch gute Regierungsarbeit zuriickge-
winnen.

Die grofien Parteien werden kleiner,
die kleinen grofer. Dieser Trend hat
sich auch am 27. September 2009 schein-
bar fortgesetzt. Selbst ernannte Fachleute
werden nun mehr denn je die Frage nach
der Zukunft von Volksparteien aufwer-
fen. Mit bundesweit nur 23,0 Prozent der
Zweitstimmen hat die SPD in der Tat eine
kritische Marke erreicht. Wir haben zu-
dem seit Jahren einen gefihrlichen Trend
in Deutschland: Einzelinteressen werden
immer gewichtiger. Die Hausérzte strei-
ten mit den Fachérzten. Die Milchbauern
fithlen sich von den anderen Bauern nicht
ausreichend unterstiitzt. Piloten und Lok-
fithrer niitzen ihre Schliisselstellung, For-
derungen allein zu ihren Gunsten durch-
zusetzen. Die Piratenpartei erhilt bun-
desweit 850000 Stimmen (!) mit dem al-
leinigen Ziel, freies Internet einschliellich
freien Herunterladens — ohne die Gefah-
ren des Internets fiir den Einzelnen und
den Missbrauch durch Terroristen abzu-
waégen. Eine insgesamt durchaus besorg-
niserregende gesellschaftliche Entwick-
lung. Es muss uns wieder gelingen, diese
Gruppen fiir die Volksparteien zu ge-
winnen. Eine Demokratie braucht Volks-
parteien, die dem Gemeinwohl verpflich-
tet sind. Sie biindeln die unterschied-
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lichen Interessen bestimmter Berufs-, Be-
volkerungs- und Altersgruppen und ver-
suchen, diese auszutarieren. Auf diesem
Grundgedanken wurde nach 1945 auch
die ,,Union” gegriindet, CDU und CSU
6ffneten sich fiir alle Altersgruppen, Be-
rufe, Glaubensbekenntnisse und Religio-
nen. Ohne Volksparteien lduft unser Ge-
meinwesen Gefahr, dass Verteilungskon-
flikte offen ausgetragen werden und zu
tiefen Rissen und Spaltungen fiihren.
Das Ergebnis der Bundestagswahl be-
darf insoweit einer sorgféltigen Analyse.
Die letzten vier Jahre wurde Deutschland
von einer GrofSen Koalition zweier Volks-
parteien regiert. Nicht aus Uberzeugung,
die Mehrheitsverhiltnisse im Bundestag
zwangen dazu. Die vier Jahre nétig-
ten beiden Parteien permanent Kompro-
misse ab, was verstindlicherweise von
Mitgliedern und Anhédngern zunehmend
missmutiger aufgenommen wird. Die
Unzufriedenheiten tiirmen sich in 48 Mo-
naten durchaus. Grofie Koalitionen haben
auch frither zur Starkung der Réander ge-
fithrt. In einer Zeit abnehmender fester
Parteienbindungen kommt es fast schon
logisch zu einer deutlicheren Verschie-
bung nach , aulen”. Viele Wihler wollen
sichergehen, dass es zu keiner Koalition
der grofien Zugestdndnisse und kleinen
Losungen mehr kommt. Dieses soge-
nannte taktische Wahlerverhalten nimmt
zu, das ist unbestritten. Insoweit sind die
jetzt klaren Mehrheiten auch eine Chance
der groBeren Parteien, diese Wihlerinnen
und Wahler wieder zurtickzugewinnen.
Die SPD wird ihre politische Ausrich-
tung in den kommenden Jahren grundle-
gend verdndern. Die Agenda-Politik von
Gerhard Schréder hat der SPD in den letz-
ten beiden Wahlen tiber zehn Millionen
Stimmenverluste gebracht. ,Die Linke”
wurde auch im Westen parlamentsfghig.
Die ersten personellen Entscheidungen
bei der SPD zeigen klar: Die SPD wird
nach dem Debakel nach links rutschen.
Der Regierungsverantwortung endlich
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entledigt, werden Gabriel, Wowereit und
Nahles den Weg bestimmen. Nach dem
Motto ,, Arm, aber sexy”, will heiflen: Zah-
len sollen die anderen. Olaf Scholz hat es
am Tag nach der Wahl schon ausgespro-
chen, wo die Reise hingehen soll: ,Die
SPD muss sich 6ffnen, kiinftig fiir alle Par-
teien im Bundestag koalitionsfahig sein.”
Herrn Gysi und Oskar Lafontaine klingt
es in den Ohren. Wowereit Bundeskanz-
ler, Gysi Bundesumverteilungsminister.
Ob die Strategie der SPD, den Linken
durch Besetzung linker Positionen das
Wasser abzugraben, aufgeht, bleibt abzu-
warten. Die traditionellen Arbeiter und
Facharbeiter werden es mit Argwohn be-
gleiten.

Aus der Sicht von CDU und CSU ist bei
dieser Entwicklung bedeutsam, dass die
SPD Wihlerschichten weniger bedienen
wird, in die Gerhard Schréder vor zwan-
zig Jahren gestof8en ist. Das ist eine grof3e
Chance fiir die Union, die dabei heimatlos
gewordenen Wiahler aufzufangen. Die
SPD macht die Mitte frei, CDU und CSU
muss es gelingen, bei diesen Wihlern
Vertrauen aufzubauen.

Taktische und enttauschte Wechsler

Das Ergebnis der Bundestagswahl darf
auch fiir CDU und CSU kein Anlass zur
Selbstzufriedenheit sein. Natiirlich, das
grundlegende Wahlziel wurde erreicht.
Aber gegeniiber 2005 konnte die CDU
bundesweit kaum zusitzliche Prozente
erreichen. Bei sinkender Wahlbeteiligung
gleiche Prozente erreicht zu haben heif3t
ndmlich in Wahrheit, weniger Wéhler
mobilisiert zu haben. Die CSU hat in Bay-
ern zwar zehn Prozent mehr erreicht als
die CDU in den anderen fiinfzehn Lin-
dern. 42,6 Prozent sind aber sehr ernster
Anlass zu kritischer Analyse. In manchen
Léandern liegt die CDU nur um die zwan-
zig Prozent. Insgesamt haben CDU und
CSU ihre seit Jahrzehnten schlechtesten
Wabhlergebnisse eingefahren. Es wartet
also gentigend Arbeit.
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Was sind die Ursachen? Dieser Beitrag
kann nur erste Gedankenansétze bringen.
Zum einen ist es sicher so, dass mehr noch
als 2005 am 27. September nicht wenige
Anhéanger nach Wegen suchten, eine Gro-
e Koalition auszuschliefen. Das bose Er-
wachen und die Enttduschung nach der
Wahl 2005 waren zu grof3. Es mag nicht
falsch sein, solche Motivation vor allem
bei Mittelstand und den freien Beru-
fen verstarkt zu verorten. Erkenntnisse
beim Auszdhlen kénnen als Beleg die-
nen: Viele Stimmzettel trugen Erststimme
CDU oder CSU, Zweitstimme FDP. Bun-
desweit haben CDU und CSU 2,4 Mil-
lionen mehr Erststimmen erhalten als
Zweitstimmen. Bei den Erststimmen ha-
ben CDU und CSU immerhin 39,4 Pro-
zent erreicht, bei den Zweitstimmen nur
33,8. Umgekehrt bei der FDP: Bei den
Erststimmen liegt sie bei nur 9,4 Prozent,
bei den Zweitstimmen bei 14,6 Prozent.
Vergleicht man beide Differenzen, liegen
diese mit 5,2 Prozent beziehungsweise
5,6 Prozent fast identisch.

Diese Zahlen diirfen aber nicht darii-
ber hinwegtduschen, dass bei einer Ana-
lyse taktische Wechsler von enttduschten
Wechslern kaum zu unterscheiden sind.
Vor allem im Bereich der freien Berufe des
Gesundheitswesens war Ausloser, dies-
mal FDP zu wihlen, eine politische Un-
zufriedenheit mit der Politik von CDU
und CSU. Eine genauere Analyse wird
zeigen, dass auch noch verschiedene an-
dere Berufszweige davon betroffen sind.

Auch die erneut gesunkene Wahlbe-
teiligung fordert eine tiefer gehende Ana-
lyse. Minus 6,8 Prozent ist die nackte
Zahl. Dies bedeutet aber iiber vier Mil-
lionen Wahler weniger. Es ist kaum an-
zunehmen, dass dies allein zulasten der
SPD ging. Auch hier muss in den kom-
menden Monaten sorgféltig nach den
Griinden geforscht werden. Zumal insge-
samt von 62 Millionen Wahlberechtigten
nur mehr 44 Millionen ihre Stimme abge-
geben haben. Die Differenz von achtzehn

Millionen Wéahlern muss in doppelter
Hinsicht zum Nachdenken fiihren: Zum
einen, wie grof8 und gefdhrlich ist ein
dahinterstehendes Demokratieverweige-
rungspotenzial? Nach dem Motto: Was
interessieren mich die Wahlen? Ich kann
eh nichts beeinflussen. Sind doch alle
gleich. Wahlen sind mir egal. Wie auch
immer die Antwort lautet, sie istin Zeiten
der Briefwahl nicht auf die leichte Schul-
ter zu nehmen. Gewiss, in anderen Staa-
ten ist die Verweigerungsquote noch hé-
her. Gesellschaftspolitisch ist sie aber alle-
mal als eher besorgniserregend zu kon-
statieren. Zum anderen miissen CDU und
CSU natiirlich sorgfaltig ausloten, inwie-
weit bei den Nichtwéahlern Enttduschun-
gen tiiber unsere Politik eine Rolle spiel-
ten. In bestimmten béuerlichen Bereichen
Bayerns kann dies nicht von der Hand ge-
wiesen werden.

Erschreckendes Spektakel

Erschreckend war am Samstag vor der
Wahl die Sendung ,, TV total” mit Herrn
Raab. Es gabeine Talk-Runde, wobewusst
alle Grenzen des Anstands niedergeris-
sen wurden: Polemik wurde bewusst
angefacht. Ministerprasident Wulff und
Bundesminister zu Guttenberg standen
mit dem Versuch, sachlich zu argumen-
tieren, stark im Regen. Im Anschluss gab
es dann eine ,Wahlabstimmung” mit
Handy und Telefon. Die Abstimmung war
nicht représentativ, sie ist aber sehr real:
Pro Sieben sehen vor allem junge Leute
zwischen fiinfzehn und dreiflig. In man-
chenBundesldndernwihltendiesejungen
Leute bis zu flinfzig Prozent ,,Die Linke”.
Zustimmungsquoten von {iiber dreifsig
Prozent auch in einigen westlichen Lan-
dern. Das muss uns zu denken geben.
Wer Freibier fiir alle verspricht und sagt,
die Reichen miissen endlich bluten, be-
kommt Riesenzulauf bestimmter jlinge-
rer Fernsehzuschauer. Das zeigt, wie un-
verzichtbar eine breite politische Bildung
und Aufklarung sind. Hier liegt eine ganz
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wichtige Zukunftsaufgabe. Dies betrifft
nicht alle jungen Leute, aber einen be-
stimmten Teil. Gerade um den miissen
wir uns nun stdrker kiimmern. In den
grofieren Stadten, im sozial und familidr
schwierigen Umfeld: Hartz-IV-Karrieren,
Perspektivlosigkeit. Zentraler Ansatz-
punkt sind Ausbildungsplidtze und Ar-
beit. Uber Familie ist hier oft kaum mehr
etwas zu machen. Sozial ist, was Arbeit
schafft, erhilt auch unter diesem Ge-
sichtspunkt zusétzlichen Wert: Ohne
Arbeit droht ein weiteres Abgleiten. Da-
zu mahnt das Raab-Spektakel ganz be-
sonders.

Ich rege an, auch eine Stammwdhler-
diskussion zu fithren. Dies betrifft vor
allem stark wertegebundene Wahler und
die Frage, ob sich diese in CDU und auch
CSU noch ausreichend wiederfinden. Die
neueste Enzyklika des Papstes hatbislang
in der offentlichen und veréffentlichten
Diskussion in Deutschland keine gréfere
Rolle gespielt. Soweit ich feststellen kann,
konnte auch innerhalb der Katholiken
und in der Kirche eine verstdrkte Diskus-
sion angestofSen werden. Natiirlich kén-
nen CDU und CSU eine solche Diskus-
sion nicht ersetzen. Aber wir kénnen mit
dazu beitragen, die Inhalte der Enzyklika
in den aktuellen Diskussionen starker
zum Tragen zu bringen. Die klare Gestal-
tungsmehrheit in Berlin muss daher auch
als Chance genutzt werden, christlich
wertegebundene Politik stdrker in den
Mittelpunkt zu stellen. Das muss kein
Gegensatz sein zur Offnung von CDU
und CSU fiir enttduschte SPD-Whler der
Mitte, die einen Linksruck nicht mit-
machen wollen. Natiirlich nehmen CDU
und CSU auch aktuelle gesellschaftliche
Entwicklungen auf wie den verstidrkten
Wunsch junger Miitter und Viter, Kinder
und Beruf besser vereinbaren zu kénnen.
Entschieden widersprechen miissen wir
den Diskriminierungsversuchen der an-
deren Parteien, jene, die Kindererziehung
den Vorrang geben, als riickstandig dar-
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zustellen. Das Gegenteil ist der Fall. Mut
zur Kindererziehung miissen wir poli-
tisch starken.

Mehr 6kologische Sensibilitat

CDU und CSU kénnten auch in 6kologi-
schen Fragen sensibler werden. Klima-
schutz, Energiewende, Starkung regene-
rativer Energien und Energiesparen sind
wichtige, im Grunde sehr konservative
Themen. Der Schutz der nattirlichen Le-
bensgrundlagen ist besonderer Ausdruck
konservativ gepragter Politik. Frische
und mutige Anséitze wiirden die Akzep-
tanz unserer Politik gerade auch bei den
Jiingeren starken. Hier haben wir ein Ver-
mittlungsproblem, das wir stirker ange-
hen sollten.

Viele derbislang genannten Fragen gel-
ten auBerhalb und in Bayern gleicherma-
Ben. Das Ergebnis des 27. September sollte
aber fiir die CSU Anlass zu besonderer
Analyse sein. Der Blick gilt dabei be-
sonders dem ldndlichen Raum, in dem die
Landwirtschaft noch eine besondere Be-
deutung hat. Die Ergebnisse der Wahl-
kreise zeigen, dass hier die Wahlbeteili-
gung und der Anteil der CSU besonders
stark gesunken sind. Dort waren auch die
Freien Wahlerbeider Landtagswahlstark.
Ganz offensichtlich ist die Unzufrieden-
heit der Wihler, die sich bei der Land-
tagswahl entlud, noch nichtabgeklungen.
Neues Vertrauen wéchst nur langsam.

Die Bundestagswahl am 27. September
2009 hat neben einem wichtigen Regie-
rungsauftrag CDU und CSU auch viele
Hausaufgeben beschert. Die Koalitions-
vereinbarung ist eine gute Grundlage,
diese Fragen anzugehen und Vertrauen
zuriickzugewinnen. Regierungshandeln
geniigt dazu allein jedoch nicht. Deshalb
sind alle Mitglieder aufgerufen, sich an
dieser Diskussion zu beteiligen und mit
inhaltlichen Vorschldgen einzubringen.
Wir brauchen eine breite Diskussion, bei
der wir uns auch Nichtmitgliedern 6ffnen
sollten.



	Schaltfläche1: 


